
;\Bundessozialgericht

Az„: 4 RJ 595/65
—————__————_____

Verkündet am
50„ November 1966

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

l)

ooooooooooooooooooooooo e..aoo..on.gaouoo-ooonc)
2)

000.000 ooooooooooooooooooo

als Rechtsnachfolger des verstorbenen „.„°°„°.„‚
dieser als Rechtsnachfolger der verstorbenen „„a„„„

Kläger und Revisionskläger„

— Prozeßbevollmächtigter:
............ ..‚„.„.°o —

g e ge n

Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 40 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 50„ November 1966 hin

durch ‘ * '
Senatspräsident P e n q u i t t

_ — Vorsitzender — ‚
Bundesrichter S c h m i t t und

Bundesrichter ' Dr„ E c k e r ‚
Bundessozialrichter Dra, C o n r a

d
y .

und

Bundessozialrichter B e n e d y o z u k

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Bayerischen

Landessozialgerichts vom 120 Oktober 1965 wird

zurückgewiesen„

Kosten sind nicht zu erstatten„
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' Zwischen den Beteiligten ist es streitig, von welchem

Vervielfältigungswert bei der Rentenumstellung gemäß
Art„ 2 € 52 Abs„ 1 des Arbeiterrentenversicherungs—

Neuregelungsgesetzes (ArVNG) auszugehen ist9 wenn die
Rente nach 1956 und somit in einem Jahre begann? für

das die Gesetzestabelle zu der genannten Vorschrift

keinen Berechnungsfaktor enthält°

Der von der Versicherten erhobene Anspruch auf Renten—

.
erhöhung wird nach ihrem Tode von ihren Rechtsnachfol—

gern weiterverfolgt (% 1288 Abso 2 der Reichsversiche—

rungsordnung —RVO—)Q

Die Versicherte bezog entsprechend ihrem im Februar 1958

gestellten Antrag von diesem Monat an die Rente wegen

Erwerbsunfähigkeit (Bescheid der Beklagten vom 140 März

1965)° Der Versicheruhgsfall der Invalidität war be—
reits 1954 eingetreten° Deshalb berechnete die Beklagte

die Rente im Wege der Umstellung gemäß Art„ 2 5 51 ff
ArVNG° Den monatlichen Steigerungsbetrag der Rente ver„

vielfältigte sie mit dem Faktor 3‚5„ Dafür waren das '

Geburtsjahr der Versicherten (1888) und das Jahr 1956
als angenommener Rentenbeginn maßgebend° Von 1956 ging

die Beklagte aus, weil sie damit dem wirklichen Jahr

des Rentenbeginn35 das in der Anlage zu Art° 2 $ 52 ArVNG
nicht ausgewiesen ist? am nächsten kam°

Mit der Klage verlangte die Versicherte jedoch die

Umstellung nach dem für einen Rentenbeginn im Jahre 1954

geltenden Faktor 5,8° Sie berief sich darauf9 daß in

diesem Jahre der Versicherungsfall eingetreten war°
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Beide Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen (Urteil

des Sozialgerichts —SG- Nürnberg vom 60 November 1965;
Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts —LSG—vom
120 Oktober 1965)„ Das Berufungsgericht hat es als einen

das Übergangsrecht des ArVNG beherrschenden Gedanken ange—
sehen() daß Altfälle9 die nach 1956 noch nach dem vor 1957

geltenden Recht zu beurteilen sind‚ so zu behandeln seien‚

als sei die Rente bereits 1956 gezahlt worden° Infolge—

dessen sei es folgerichtig‚ 1956 als Jahr des Rentenbeginns

zu unterstellen°

Das LSG hat die Revision zugelassen„ Die Kläger haben

das Rechtsmittel eingelegt„ Sie beantragen, das angefochtene

Urteil aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen? bei der
9Rentenberechnung den Umstellungsfaktor 5,8 anzuwenden°

Die Kläger wenden sich gegen die Auslegung, die das Be—

rufungsgericht der Vorschrift des Art° 2 5 52 Abs„ 1 ArVNG

gegeben hat° Diese wird ihres Erachtens der Absicht nicht

gerecht? von der sich der Gesetzgeber habe leiten lassen°

Bei dieser Vorschrift sei an den Regelfall gedacht worden,

daß Renten‚ die beim Inkrafttreten des ArVNG bereits be—

willigt gewesen und gewährt worden seien9 hätten umgestellt

werden müssen° Für diese Fälle sei es zweckmäßig gewesen9
auf Gegebenheiten zurückzugreifena die aus denjenigen Unter—

lagen zu ersehen gewesen wären? über welche die Rentenrech—

nungsstellen der Bundespost verfügteno Zu solchen von diesen

nicht zu ermittelnden Tatsachen hätte das Jahr des Renten—

beginns gehörte Mit der Wahl dieses Jahres habe der Gesetz—

geber den Anfang des Rentenbezugs für den an sich gemeinten

Zeitpunkt, nämlich den des Eintritts des Versicherungsfalls‚

gesetzt° Dort„ wo aber die Gesetzesanwendung eine solche

Gleichsetzung nicht erforderea habe sich der Gesetzgeber

an den Eintritt des Versicherungsfalles gehalten (vgl„ 55

1255 ff RVO)„ Mit diesem Tatbestand habe man es auch hier

_ 4 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


zu tu'n° Da die Rente erstmalig nach 1956 — wenn auch
nach dem Umstellungsmodus — festzustellen und die An—
spruchsgrundlagen von Grund auf durchzuprüfen gewesen
seien‚ spiele das erwähnte Praktikabilitätsmoment keine

Rolle„ Genauere Ermittlungen des Sachverhalts und Be—
weiserhebungen9 die bei der Umstellungsaktion des

Jahres 1957 hätten vermieden werden sollen9 seien in

einem Falle wie dem vorliegenden ohnehin geboten° Sei

nun der Tabelle zu Artc 2 S 32 ArVNG kein späterer Ren—

tenbeginn als der des Jahres 1956 abzulesen‚ so könne

es nicht ohne weiteres auf dieses Jahr ankommen° Viel—

mehr müsse derjenige Berechnungsfaktor genommen werden‚

der den individuellen Verhältnissen gerecht werde; das

sei das Jahr des Versicherungsfalleso Die rechtliche

Situation sei hier derjenigen vergleichbar„ von der

Art° 2'5 55 Abs° 2 ArVNG handele° Dort sei für die Um—
stellung von Witwen— oder Witwerrenten‚ die nicht schon

vor dem la Januar 1957 bezogen worden seien„ angeordnet9

daß anstelle des Jahres des Rentenbeginns das Todesjahr

des Versicherten (also das Jahr des Versicherungsfalles)

maßgebend seio '

Die Beklagte beantragt‚ die Revisionzurückzuweisen°

Die Revision ist unbegründet°

Die Überlegungen der Kläger können nicht zu dem ge—

wünschten Ergebnis führen° Es trifft nicht uneingeschränkt

zu‚ daß der Rentenbeginn nur ersatzweise statt des Ein«

tritts des Versicherungsfalles zum Kriterium der Renten—

umstellung bestimmt wurde„ Die Umstellung richtet sich

nicht nur deshalb nach dem Rentenbeginn9 weil dieser

ohne zeitraubende Erkundigungen zu ersehen v_rar° Vielmehr

bot sich dieses Merkmal auch von der Sache her an„ Es
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betraf ein Element der Rente selbst„ Diese war im

Regelfalle eine bereits feststehende Größe und als solche

”umzustellen"„ Hätte man sich dagegen am Versicherungs—
fall orientieren wollen‚ so wäre dies ein Rückgriff auf

eine der Rentengewährung zugrunde liegende Anspruchsvor—

aussetzung geweseno Gerade ein solcher Rückgriff war
jedoch in Verbindung mit der Rentenumstellung — zum Unter—

schied von dem Verfahren bei der Neuberechnung der Rente —
nicht gewollt°

An den konkreten Versicherungsfall wurde im übrigen bei

der Gesetzesgestaltung nur im Zusammenhang mit einem gro—

ben Annüherungswert gedacht° Es spielt nämlich bei der Be—
stimmung des Faktors‚ mit dem der Steigerungsbetrag zu
muDiplizieren ist‚ die abstrakt verstellbare Versicherungs—

dauer — nicht die vom einzelnen Versicherten tatsächlich

zurückgelegte Versicherung52eit — eine Rolle (dazu und zum

folgenden: BAB1° 1957‚ 2219 229)„ Als die rechnerisch mög—

- liche Versicherungsdauer wird die Zeit zwischen der Voll—

endung des 150 Lebensjahres und dem Eintritt des Versiche—

rungsfalles angesehene Wenn nun anstelle dieser beiden

Daten in der Tabelle zu Art° 2 $ 52 ArVNG das Geburtsjahr
des Versicherten und das Jahr des Rentenbeginns angeführt
werden?

so beziehen sich beide nicht9 jedenfalls nicht

unmittelbar? auf die Dauer und das Ende des wirklichen Ver—

sicherungsverlaufsc Infolgedessen kommt der Wahl des Ren—

tenbeginns für die Bestimmung des Vervielfältigungswertes

nicht die Funktion zu? die ihr die Revision beimißt°

Folgte man den Vorstellungen der Revision und wechselte

das Jahr des Rentenbeginns mit dem des Versicherungsfalles

aus9 so würde der dann anzuwendende Nultiplikationsfaktor

immer noch nicht zu den realen Einzelheiten des gegebenen

Sachverhalts in Beziehung gebracht werden° Es würde ledig—

'liCh ein nur gedachter Versicherungsverlauf anders begrenzt„
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Dafür, daß den Erwägungen der Revision nicht gefolgt
werden kann‚ ist jedoch ausschlaggebend‚ daß sich der
von ihr vorgeschlagene Weg zu weit von der konkreten

Gesetzesregelung entfernt„ Die für die Umstellung von
Witwen— und Witwerrenten gegebene Lösung des Art° 2
5 55 Abs° 2 ArVNG zeigt deutlich, daß sich der Gesetzgeber
bewußt für das Tatbestandsmerkmal des Rentenbeginns und

gegen das des Versicherungsfalles entschieden hat° Eine

Ausnahme hat er nur für den Fall vorgesehen, daß keine

andere Möglichkeit bestand? und zwar deshalb nicht? weil
der Versicherte vor Beginn der Rente bereits gestorben

war° Damit fiel der Rentenbeginn als Anknüpfungspuhkt

aus„ Dagegen hat es der Gesetzgeber sehr wohl erkannt?

daß ein zeitlich weites Auseinanderklaffen von Versiche—

rungsfall und Leistungsanfang die Höhe der Rente nach—

teilig beeinflussen kenne Dieses Resultat hat er in Kauf

genommen; es schien ihm durch den Vorteil einer pauscha—

len Rentenumstellung ausgeglichen° Das Interesse an ei—

ner dem konkreten Einzelfall möglichst genau e■sprechen—

den Regelung hat er hinter das Interesse einer möglichst

raschen und reibungslosen Auszahlung verbesserter Lei—

stungen zurückgestellt° An seiner Anordnung hat der Ge—

setzgeber später trotz der Bedenken„ die dagegen im Par«

lament vorgetragen worden sind (dazu: Bericht über die

l60° Sitzung des BT am 50„ Mai 1961(, So 9254)‚ festge—

halten9 obgleich er zu einer Rechtsänderung — wenn er

sie für angebracht gehalten hätte — aus Anlaß der Härte—

novelle vom 90 Juni 1965 Gelegenheit gehabt hätte„ Damit

ist der Gesetzeswille in einer Weise zum Ausdruck gekom—

men‚ die es verbietet9 nach der dem Einzelfall vielleicht

sachangemesseneren Lösung zu suchen°

An diesem Ergebnis ändert es nichts‚ daß der hier zu
entscheidende Fall nicht direkt vom Gesetz beantwortet

wird° Für ihn ist nach der Lösung zu suchen„ die der
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Gesetzesregelung rechtsähnlich ist° Der Regelung des

ArVNG entspricht es‘) für den Fall eines späteren‚ nach

1956 liegenden Rentenbeginns auf das letzte in der Ge-

setzestabelle angegebene Jahr„ nämlich l956‚ abzustelleno

Hiernach ist die Revision mit der auf 5 195 Abs„ 19 4

des Sozialgerichtsgesetzes beruhenden Kostenentschei—

dung zurückzuweisen°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

